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„Qualifiziertes“ Zeugnis am Ende eines Arbeitsverhältnisses

Ver.di-Bundesarbeitskreis beschließt Themenschwerpunkte für 2014

Nach § 35 TVöD haben Be-
schäftigte bei Beendigung ihres 
Arbeitsverhältnisses, z.B. durch 
Kündigung oder Ablauf einer 
Befristung Anspruch auf Ertei-
lung eines schriftlichen Zeugnis-
ses durch den Arbeitgeber.	
Aus triftigen Gründen, wie bei-
spielsweise bei Ausscheiden 
des für die Zeugniserteilung 
verantwortlichen Vorgesetzten 
können Beschäftigte während 
des Arbeitsverhältnisses ein Zwi-
schenzeugnis verlangen. Darüber 
hinaus formuliert der TVöD das 
Recht, bei bevorstehender Been-
digung des Arbeitsverhältnisses 
ein Zeugnis über Art und Dauer 
ihrer Tätigkeit einzufordern.
KollegInnen, auf die der TVöD 
keine Anwendung findet, haben 
über § 630 BGB abgeschwäch-
te Zeugnisrechte. Der Haupt-
unterschied besteht darin, dass 

Die Mitglieder des BAK () trafen 
sich am 28. und 29.11.2013 zu 
ihrer letzten Tagung in 2013. 
Der ver.di-Bundesarbeitskreis Be-
hindertenhilfe setzt sich aus von 
den durch die Landesfachberei-
che delegierten Ver.di-Mitglieder 
zusammen und wird von Ge-
org Güttner-Mayer als Gewerk-

schaftssekretär Fachbereich 03 
Ressort 9 betreut.
Nachdem die 2012 in Saalfeld 
getroffenen Absprachen für die 
Arbeit des BAK auf Wirkung 
und Ergebnis diskutiert waren, 
beschäftigten sich die Delegier-
ten mit der Sicherung dieser 
Ergebnisse.
Der Bundesarbeitskreis hatte 
sich einstimmig entschieden, 
zur geplanten Überarbeitung zur 
Novellierung des SGB IX hinsicht-
lich der Arbeitnehmersituation 
in den Trägereinrichtungen Stel-

Beschäftigte ein „qualifiziertes 
Zeugnis“ ausdrücklich verlangen 
müssen.
Ein „qualifiziertes“ Zeugnis hat 
sich auf Leistung und Führung zu 
erstrecken. Der Begriff „Leistung“ 
umfasst Merkmale wie fachliche 
Kenntnisse, Arbeitsqualität oder 
Belastbarkeit. Auch Merkmale 
wie Kooperationsfähigkeit, Füh-
rungsqualitäten oder Durchset-
zungsvermögen zählen dazu.
Mit „Führung“ ist das dienstliche 
Verhalten des Arbeitnehmers ge-
meint, z.B. das Verhalten gegen-
über Vorgesetzten, Mitarbeitern/
innen oder Kunden. 
Im Interesse des Beschäftigten, 
aber auch im Interesse eines 
nachfolgenden neuen Arbeitge-
bers hat das Zeugnis der Wahr-
heit zu entsprechen. Andererseits 
aber muss es, um das berufliche 
Fortkommen des Arbeitnehmers 

lung zu beziehen. Des Weiteren 
positionierte sich der BAK zu 
„Maßarbeit“, einer Publikation 
der BAG:WfbM, die den Umbau 
der Trägereinrichtungen zu Sozi-
alunternehmen als notwendige 
Entwicklung beschreibt. 
Diese zwei Papiere sind als Stel-
lungnahme des BAK über ver.di 

zu kommunizieren.
Der BAK wird sich eine Ge-
schäftsordnung geben und bis 
zur Verabschiedung der GO 
sind Barbara Adden und Jürgen 
Süß als SprecherInnen des BAK 
benannt.
Um die nicht auszuschließenden 
Wechsel der TeilnehmerInnen 
auszugleichen, sollen die jeweili-
gen Vertreter der Delegierten in 
die Informationswege mit einbe-
zogen werden.
Die Mitglieder des BAK werden 
sich in 2014 drei Mal treffen und 

Die Lebenshilfe Main-Taunus grün-
dete sich 1967 durch 32 betroffe-
ne Eltern. Heute besteht sie aus 5 
Wohnhäusern für 130 Menschen 
mit Behinderungen. Weiterhin 
betreut die Lebenshilfe rund 500 
Kinder, Jugendliche und Erwachse-
ne mit Behinderungen im Familien-
unterstützenden Dienst und in der 
Frühförderung. 
Auch das Betreute Wohnen, eine 
Beratungsstelle und ein Überset-
zungsbüro in „Leichte Sprache“ sind 
in der Lebenshilfe Main-Taunus an-
gegliedert. Insgesamt werden 2000 
Menschen mit Behinderungen im 
Main-Taunus-Kreis erreicht.
Unser Betriebsrat gründete sich im 
Oktober 2011 und im Oktober 2013 
fanden bereits Neuwahlen statt.

Was ist Eure Hauptmotivation,  
Betriebsratsarbeit zu machen?

Unsere Hauptmotivation der Ar-
beit liegt in der Gleichbehandlung 
aller Mitarbeiter,  Strukturen in die 
Lebenshilfe einzubringen sowie 
das Einhalten der Gesetze. 

Welche Arbeitsfelder findet ihr am 
spannendsten?

Da wir ein junger Betriebsrat sind, 
ist die gesamte Arbeit für uns sehr 
spannend. Die zunächst wichtigs-
te Aufgabe sehen wir darin, den 
Betriebsrat überhaupt in die Le-
benshilfe zu integrieren und durch 
das Erlangen der Akzeptanz auch 
etwas zu bewegen.

Welche Erwartungen habt ihr für 
die nächsten Jahre?

Unsere Ziele für das nächste Jahr 
sind die Einhaltung des Arbeits-
zeitgesetzes in den Dienstplänen 
und Anfänge im Arbeitsschutz und 
Gesundheitsschutz zu erreichen. 
Des Weitern kämpfen wir gegen 
den Austausch von Fachpersonal 
bei Neueinstellungen und für eine 
Tarifbindung, was eine große Auf-
gabe für uns darstellt.

Welche Unterstützung bietet euch 
der AKAB e.V. in eurer Alltagsarbeit?

Bei AKAB finden wir viele Gleich-
gesinnte und sind glücklich über 
den guten Austausch, die Anregun-
gen und das positive Miteinander 
erleben zu dürfen.

nicht unnötig zu erschweren, 
vom „Wohlwollen“ des ausstel-
lenden Arbeitgebers getragen 
sein.
Der Betriebsrat hat im Zusam-
menhang mit der Erteilung eines 
Zeugnisses keine Beteiligungs-
rechte. Es hindert ihn natürlich 
nicht daran, die Beschäftigten, 
die die Einrichtung verlassen 
(wollen), über ihre Rechte, vor 
allem über die Bedeutung einzel-
ner Formulierungen im Zeugnis 
zu informieren und sie bei der 
Durchsetzung eines „besseren“ 
Zeugnisses zu unterstützen.
Ist das Zeugnis nach Auffassung 
des Arbeitnehmers hinsichtlich 
Form und / oder Inhalt nicht in 
Ordnung, kann er, notfalls durch 
Erhebung einer arbeitsgericht-
lichen Klage, die Ausfertigung 
eines neuen - korrekten - Zeugnis-
ses verlangen.                       hs

haben die nachstehenden The-
men auf die Arbeitsliste gesetzt:
Weiterentwicklung des Bundes-
arbeitskreises, Vernetzung mit 
bestehenden  Arbeitskreisen, 
Unterstützung der Aufwertungs-
kampagne der Berufsfelder im 
Sozial- und Erziehungsdienst, 
Mitwirkung bei der Überarbei-

tung des Eingruppie-
rungsrechts, Aufbau, 
Pflege und Aktuali-
sierung der BAK-Seite 
innerhalb des ver.di-
Auftritts, Organisati-
on von Seminaren für 
Neugewählte BR-Mit-
glieder, Begleitung 
der zu erwartenden 
gesetzlichen Ände-
rungen auf Bundes- 
und Landesebene, 
Arbeits- und Aufga-
benplanung für 2015.
Für den AKAB sind 

Jürgen Süß, Herwig Selzer 
und Roland Schlund im Bun-
desarbeitskreis aktiv und 
bringen die Erfahrungen aus 
dem AKAB in den BAK ein. 
Dadurch konnten die drei 
AKAB`ler die KollegInnen von 
der Notwendigkeit einer Ge-
schäftsordnung überzeugen, 
um klare Aufgabenverteilung 
und Zuständigkeiten inner-
halb des ver.di-Bundesarbeits-
kreises Behindertenhilfe ent-
stehen zu lassen.              
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Eine Mitgl ieds-
e inr ichtung
stel l t  s ich vor!

Betriebsrat der Lebenshilfe Main Taunus



Ausgabe 17 . Januar2014
AKABAKAB

Diakonie
Unendliche Geschichte?

Ver.di-Konferenz in Kassel diskutiert Verbesserungen am Tarifvertrag 

Die beiden bisherigen Diakoni-
schen Werke Kurhessen – Wal-
deck und Hessen und Nassau in 
Hessen sind seit Sommer 2013 
zum Diakonischen Werk Hessen 
(DW H) fusioniert. Es bestehen 
nun zwei Standorte. Einmal 
in Kassel und zum anderen in 
Frankfurt.
Es erfolgten thematische Zuord-
nungen bzw. Festlegungen von 
Referaten und Arbeitsschwer-
punkten. Mal wurde es dem 
Standort Kassel und mal dem 
Standort Frankfurt zugeordnet. 
Sinn der Fusion ist, laut den Ver-
antwortlichen des Diakonischen 
Werkes, mit einer Stimme ge-
genüber der Landesregierung in 

Hessen zu sprechen.
Die Arbeitsrechtliche Kommis-
sion für das DW H ist seitens 
der Dienstgeber besetzt. Sie 
kann aber noch nicht arbeiten, 
weil eine paritätische Besetzung 
zwingend ist und die Dienstneh-
merseite ihre Vertrerinnen und 
Vertreter noch nicht gewählt hat. 
Die Arbeitsrechtskommission 
Hessen soll zukünftig für über 
30.000 Beschäftige Arbeitsrecht 
setzen und Vergütungsverhand-
lungen führen.
Wie bereits berichtet, sollte am 
22. August 2013 in Gießen eine 
Delegiertenversammlung die 
Dienstnehmerseite wählen. Dazu 
kam es aber nicht, weil von der 

Am 08./09.11.2013 fand in 
Kassel die „8.Kasseler Kon-
ferenz“ statt. Hier treffen 
sich seit einigen Jahren bun-
desweit 150 ver.di-Vertrete-
rInnen aus dem Sozial- und 
Erziehungsdienst, um die Si-
tuation in diesem Berufsfeld 
zu beraten.
Hauptthema der diesjährigen 
Konferenz war der Tarifver-
trag „Sozial- und Erziehungs-
dienst (SuE)“. In diesem Tarif-
vertrag sind seit 2009 unter 
anderem die Eingruppierun-
gen in den sozialen Berufen 
geregelt. Der Tarifvertrag 
entstand nach wochenlangen 
Protesten und Streiks. In der 
Diskussion auf der Konferenz 
wurde durch unterschiedli-
che Redebeiträge deutlich, 
dass das Ziel der Aufwer-
tung der sozialen Berufe 
durch die Aktionen in 2009 
noch nicht erreicht ist. Die 
Konferenzteilnehmer waren 
sich letztlich einig, dass die 
Aufwertungskampagne für 
den „Sozial- und Erziehungs-
dienst“ weitergeführt werden 
muss. Hierzu soll der Tarifver-

überwältigenden Mehrheit der 
Delegierten sich dafür ausgespro-
chen wurde, dass keine Wahl 
stattfinden kann, unter anderem 
wegen diverser Fehler bei den 
Einladungen zur Delegiertenver-
sammlung.
Am 29. November 2013 war 
vom DW H in Friedberg erneut 
zu einer Delegiertenversamm-
lung eingeladen worden. Diese 
wurde aber kurzfristig vom DW 
H wieder abgesagt, da wohl die 
Vorbereitungen und Einladungen 
erneut nicht optimal gelaufen 
waren. Für das Frühjahr 2014 ist 
nach Mitteilung des DW H eine 
erneute Delegiertenversamm-
lung für die Wahlen der Dienst-

nehmerseite geplant. Derzeit ist 
noch kein Termin oder Ort be-
kannt. Ein Termin zur Konstitu-
ierung dieser Arbeitsrechtlichen 
Kommission Diakonie Hessen ist 
folglich nicht absehbar.
Die Landeskirche Kurhessen – 
Waldeck(KW) hat aus diesem 
Grund die Verlängerung der 
Amtszeit der Arbeitsrechtskom-
mission KW bis Anfang 2015 
beschlossen, damit Handlungsfä-
higkeit bestehen bleibt. 
In der Landeskirche von Hessen 
und Nassau sind ähnliche Fest-
legungen erfolgt. Man darf ge-
spannt sein, ob es hier zu einer 
endlichen oder unendlichen Ge-
schichte kommt?!                  rz

trag SuE in 2015 gekündigt 
werden. Zur Vorbereitung 
auf breit angelegte Aktionen 
wird es wichtig sein, auch 
die Beschäftigten der „freien 
Träger“ und Kirchen in die 
Auseinandersetzung mit ein-
zubinden, denn diese haben 
zwar oft keine Tarifbindung, 
sind aber dennoch häufig 
durch Arbeitsvertrag direkt 
oder indirekt an die Regelun-
gen im TVöD gebunden. Da-
her wird es wichtig sein, viele 
bunte Aktionen zu planen. Sie 
sollen auch so angelegt sein, 
dass auch die Beteiligung von 

Beschäftigten möglich ist, die 
nicht streiken können.
Um die Aufwertungskampa-
gne vorzubereiten, wurden 
mehrere Arbeitsgruppen ge-
bildet, die sich im Nachgang 
der Konferenz mit der Vor-
bereitung von Aktionen, In-
fomaterial und Bündnisarbeit 
beschäftigen.
Auch für die Behindertenhilfe 
ist diese Kampagne wichtig. 
Deshalb müssen sich auch 
Beschäftigte aus diesem Be-
reich in die Kampagne aktiv 
einbringen.
				      js

Ohne Lobby sich Gehör ver-
schaffen
Die von der Arbeits- und Sozial-
ministerkonferenz vorgelegten 
Eckpunkte zur Weiterentwicklung 
der Eingliederungshilfe sind sehr 
begrüßenswert. Kritisch zu hinter-
fragen sind die sich daraus erge-
benden Arbeitsbedingungen für 
das Personal.

Seite 2

Ver.di berät Forderungen für 
Tarifrunde 2014
Die Vorbereitungen für die Ta-
rifrunde im öffentlichen Dienst 
laufen an. Deutliche Entgeltstei-
gerungen, im günstigsten Fall 
kombiniert mit einer sozialen 
Komponente für die unteren Ein-
kommensgruppen, können nur 
mit hoher Aktionsbereitschaft 
erreicht werden. 
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Betriebsrat stellt sich vor
Der Betriebsrat der Lebenshilfe 
Main-Taunus ist Mitglied im 
AKAB e. V.

Seite 4

Elke Ullrich und Martina Többen

Aufwertung „Sozial- und Erziehungsdienst“ geht weiter



Verhandlungen über die An-
wendung des TV Service auf-
gerufen. Auch hier hatte die 
Betriebliche Tarifkommission 
die Verhandlung darüber ab-
gelehnt. Die WHG wäre damit 
die erste WfbM in Hessen ge-
wesen, die diesen Tarifvertrag 
zur deutlichen Absenkung von 
Löhnen in der Anwendung ge-
habt hätte. 
Weiterhin hatte die Geschäfts-
führung bei der Verhandlung 

in Gießen von ver.di gefordert, 
die Berechnung der Jahresson-
derzahlung abhängig von der 
Höhe der Auszahlung einer 
Sonderzahlung an behinderte 
Menschen in der WfBM zu ge-
stalten. Nach Ansicht von ver.
di wurde hier ein Versuch ge-
startet, in einer WfbM betreute 
Menschen mit Behinderung und 
tariflich Beschäftigte gegenein-
ander auszuspielen.

gw

Der Kommentar

Die von der Arbeits- und Sozi-
alministerkonferenz ausgerufe-
nen Ziele, die sich an der UN-
Konvention orientieren finden 
allgemeine Zustimmung und 
sind es wert, in ihrer Umsetzung 
forciert zu werden. Es ist aber 
derzeit kein Thema, das von der 
gesamten Gesellschaft behandelt 
wird, obwohl es ein gesamtge-
sellschaftliches Problem darstellt. 
Die Gesellschaft ist näher an po-
pulistischen Themen wie z.B. die 
Maut und Zuwanderung aus den 
osteuropäischen Ländern.
Betroffene selbst, Hilfsorgani-
sationen, zuständige Politiker, 
Behörden und diejenigen die be-
reits praktische Arbeit in diesen 
Bereichen leisten sind damit be-
schäftigt, sich auf neuen Wegen 
zu orientieren.
Die ideologischen Zielsetzungen 
sind nachvollziehbar und erstre-
benswert, können aber leider 
nur von einem eher kleineren 
Teil der Menschen mit Behinde-
rung erreicht werden. Schwerst-
mehrfach behinderte Menschen 
haben offensichtlich eine noch 
geringere Lobby, um von den 
Entwicklungen zu profitieren.
Eine geringe Lobby haben auch 

die Beschäftigten im sozialen 
Bereich. Wie Werner Heimberg 
(s. Interview) richtig erkannt hat, 
werden sich Arbeitsbedingungen 
verändern, die für die Mehrzahl 
der Beschäftigten nicht als positiv 
zu bewerten sind, wie z.B. eine 
erhöhte Flexibilität, noch mehr 
Teilzeitbeschäftigungen und die 
vermehrte Beschäftigung nicht 
qualifizierter Mitarbeiter. Eine 
erhöhte Flexibilität steht einer al-
tersgerechten Beschäftigung ent-
gegen, Teilzeitbeschäftigungen 
sind für jüngere gut ausgebildete 
Fachkräfte wirtschaftlich nicht 
auskömmlich, und nicht qualifi-
zierte Mitarbeiter werden nicht 
in der Lage sein, Qualitätsstan-
dards aufrecht zu erhalten. 
Welche Auswirkung wird diese 
Entwicklung auf unsere bisheri-
gen Betriebsstrukturen haben, 
werden wir in der Zukunft noch 
gewachsene Betriebsgemein-
schaften, Teamarbeit mit regel-
mäßigem Austausch, Solidarität 
und gegenseitige Unterstützung 
in unseren Unternehmen finden?
Wer wird sich möglicherweise 
als Anbieter auf dem Markt tum-
meln, denen es nicht in erster 
Linie um die Unterstützung und 

Förderung der Menschen mit Be-
hinderung geht? In dem Grund-
lagenpapier sind für mich z. B. 
keine bundeseinheitlichen Regle-
mentierungen für die Zulassung 
von Werkstätten zur Förderung 
und Beschäftigung zu erkennen. 
Diese Anbieter sind flexibel, wen-
dig und in der Lage, kurzfristig 
auf neue Bedingungen zu reagie-
ren. 
Wir Betriebsräte stehen vor gro-
ßen Aufgaben und Herausforde-
rungen, wir sind mit in der Ver-
antwortung für die Arbeitsplätze 
unserer Unternehmen. Wir müs-
sen aber auch Sorge dafür tra-
gen, dass unsere KollegInnen 
Arbeitsbedingungen vorfinden, 
die ihre Gesundheit nicht gefähr-
den und die es ihnen ermöglicht, 
aufgrund gesicherter Einkommen 
ihre Zukunft zu planen.

Kurzmeldung

Impressum
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Fast jeder Fünfte in Deutschland 
ist von Armut oder sozialer Aus-
grenzung betroffen. Nach Aus-
kunft des Statistischen Bundes-
amtes lag im Jahr 2012 der Anteil 
bei 19,6 Prozent und damit leicht 
unter dem Vorjahresniveau. Rund 
16 Millionen Menschen gehören 
demnach zur Gruppe der Armen 
und sozial Ausgegrenzten. 2011 
machte ihr Anteil an der Bevölke-
rung 19,9 Prozent aus. Deutsch-
lands Armutsquote war weiter 
geringer als im EU-Durchschnitt, 
der bei 24,8 Prozent lag. In Grie-
chenland war mehr als ein Drittel 
der Bevölkerung betroffen (35 
Prozent), in Bulgarien sogar die 
Hälfte. Die Kluft zwischen reiche-
ren und ärmeren Staaten nahm 
weiter zu.
Die Quote wird anhand mehrerer 
Kriterien berechnet: Zum einen 
aus dem Anteil der armutsge-
fährdeten Bevölkerung, der 2012 
in Deutschland bei 16,1 Prozent 
lag. Berücksichtigt werden zu-
dem Haushalte mit sehr geringer 
Erwerbsbeteiligung sowie derjeni-
gen, die große finanzielle Proble-
me haben. Für 4,9 Prozent gehör-
ten laut der Behörde „erhebliche 
materielle Entbehrungen“ zum All-
tag. Das bedeutet, die Menschen 
haben Schwierigkeiten, ihre Miete 
oder die Heizkosten zu zahlen, 
können sich kein Auto, keinen Te-
lefonanschluß, keinen Fernseher 
und weniger als eine Woche Ur-
laub pro Jahr leisten.

AKAB e.V. 
Reiner Rathschlag (Vorsitzender) 
Lebenshilfe Wetzlar e. V.
Friedenstraße 26
Tel.: 0641-9277-46
email: rathschlag@lhww.de
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Knapp 20% der 
Bevölkerung 
gelten als arm

Bericht aus den Einrichtungen

Tarifvertrag bei der AWO verteidigt
Am 29. November wurden 
in Gießen die Verhandlungen 
zum Tarifvertrag beendet. Mit 
zahlreichen Aktionen zwischen 
Odenwald und Grünberg hat-
ten Beschäftigte ihrer Forde-
rung nach Erhalt des TVöD´s 
Nachdruck verliehen.
Die Arbeitgeber forderten von 
den Beschäftigten Verschlechte-
rungen bei der Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall, eine Verschie-
bung der tariflichen Lohnanpas-
sungen um zwölf Monate, eine 
vom der aktuellen Ertragslage 
des Unternehmens abhängige 
Jahressonderzahlung.
In den Verhandlungen lehnte 
die Tarifkommission Gespräche 
über Verschlechterungen ab, 
nicht zuletzt deswegen, weil 
beim AWO Bezirksverband seit 
Jahren ein Notlagentarifvertrag 
besteht. Daraufhin erklärten die 
Arbeitgeber die Verhandlung für 
beendet. Sie drohen nun, sich 
einzeln an ver.di zu wenden.
Im Vorfeld dieser Gespräche 
hatten die Werkstätten Hain-
bachtal, eine AWO Tochter, zu 

Wir müssen ohne Lobby auskommen (…)

Reiner Ratschlag, BR-Vorsitzender 
Lebenshilfe Wetzlar-Weilburg



Verdi

Das Interview
„Ein Wettbewerb muss unter gleichen Bedingungen stattfinden“

Die Vorbereitungen für die Ta-
rifrunde 2014 für den öffent-
lichen Dienst laufen an. Die 
ver.di-Bundestarifkommission 
(BTK) hat die interne Diskussi-
on begonnen.
Einigkeit besteht darin, dass 
eine deutliche Steigerung der 
Einkommen erreicht werden 
soll! Ob wieder eine soziale 
Komponente gefordert werden 
soll, wurde kontrovers disku-

Werner Heimberg ist Geschäfts-
führer vom Lebenshilfe Landes-
verband Hessen e.V.

Seit August 2012 liegt das ASMK 
– Grundlagenpapier zur Weiter-
entwicklung des SGB IX vor und 
wird in verschiedenen Gremien 
diskutiert. Welche Positionen 
in diesem Entwurf bewerten Sie 
positiv?

Die beabsichtigte konsequente 
Ausrichtung der Eingliederungs-
hilfe am individuellen Bedarf und 
der persönlichen Lebenssituation 
des Menschen mit Behinderung 
wird von der Lebenshilfe seit lan-
ger Zeit gefordert. Deshalb be-
grüßen wir dieses Ziel. 
Die Auflösung der rechtlichen 
Differenzierung der Eingliede-
rungshilfemaßnahmen in am-
bulante teilstationäre und stati-
onäre Maßnahmen bietet gute 
Chancen, die genannte Zielset-
zung auch zu erreichen. Insbeson-
dere im Lebensbereich „Wohnen“ 
bieten sich hier neue Möglichkei-
ten, damit Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf in einer 
eigenen Wohnung leben können.

Welche Punkte im Entwurf se-
hen Sie kritisch?

Die Gesamtverantwortung für die 
Steuerung der Teilhabeleistung 
soll nach dem Papier bei den Trä-
gern der Sozialhilfe liegen. Dieser 
Vorschlag ist im Grundsatz rich-
tig. Es darf jedoch nicht dazu 
führen, wie in Hessen durch den 
LWV im Rahmen der Einführung 
von PerSEH (Personenzentrierte 
Steuerung der Eingliederungshil-
fe in Hessen) geplant, dass der 
Leistungsträger die komplette 
Bedarfsermittlung durch eigene 
Mitarbeiter selbst durchführt. 

tiert. Gerecht ist die Forderung 
allemal, aber wie lässt sie sich 

Hier ist zusätzlich sogar beab-
sichtigt, eine Teilhabeberatung 
des betroffenen Menschen durch 
LWV-Mitarbeiter einzuführen. 
Dieses Verfahren soll in Hessen 
innerhalb von zwei Modellregio-
nen erprobt werden.
Im Zentrum dieser Maßnahmen 
steht die Absicht des Leistungs-
trägers, eine steuernde Einfluss-
nahme auf die Bedarfsermittlung 
und die Festlegung der Leistungs-
merkmale für die Unterstützung 
der Teilhabe des einzelnen Men-
schen mit Behinderung (Einglie-
derungshilfe) zu nehmen. Vor 
dem Hintergrund der desolaten 
Finanzlage unserer Kommunen, 
die die Eingliederungshilfe in 
großem Umfang finanzieren, 
habe ich große Befürchtungen, 
dass die notwendige Neutralität 
durch die LWV-Mitarbeiter in der 
Bewertung des Unterstützungs-
bedarfs und der anschließenden 
Teilhabeberatung gewahrt wer-
den kann. 
Aus unserer Sicht ist es deshalb 
unbedingt erforderlich, dass die 
Bundesregierung innerhalb des 
neuen Bundesleistungsgesetzes 
die Voraussetzungen für eine 
unabhängige Beratung für Men-
schen mit Behinderung schafft.

Betriebsräte äußern des Weite-
ren die Sorge, dass ein forcierter 

gegen die Arbeit-
geber durchsetzen, 
die sich gegen eine 
überproportionale 
Anhebung der Ein-
kommen gerade 
bei un- und ange-
lernten Beschäftig-
ten heftig sperren. 
Die Einrichtungen 

im Gesundheits- und Sozialwe-
sen stehen unter einem gro-

ßen finanziellen Druck. Zu den 
Positionen von ver.di gehört, 
dass man sich nicht länger er-
pressen lassen will nach dem 
Motto: „Mehr Geld oder mehr 
Personal“. Beides zu fordern 
steht auf der Tagesordnung. 
Anspruchsvolle Tätigkeiten ver-
dienen anspruchsvolle Entgelte, 
zudem muss alles unternommen 
werden, um dem steigenden Ar-
beitsdruck Einhalt zu gebieten.

Wettbewerb unter Leistungser-
bringern zu Lohndrückerei, im 
schlimmsten Fall zu Dumping-
löhnen führt und Fachlichkeit 
auf der Strecke bleibt. Halten Sie 
diese Sorge für berechtigt?

Die derzeitigen Vorstellungen der 
ASMK und der Bundesregierung 
sind in diesem Zusammenhang 
noch sehr unkonkret, deshalb gilt 
es hier noch abzuwarten. Wenn 
ein Wettbewerb entstehen soll, 
muss dieser jedoch unter glei-
chen Bedingungen stattfinden.
Grundsätzlich halte ich jedoch ei-
nen Wettbewerb unter mehreren 
Leistungserbringern innerhalb ei-
ner Region im Sinne des Wunsch- 
und Wahlrechts von Menschen 
mit Behinderungen für einen Vor-
teil, da die Betroffenen zwischen 
verschiedenen Anbietern und 
ggf. verschiedenen Angebotsfor-
men auswählen können. Das gilt 
auch für die Wahlmöglichkeiten 
der Mitarbeiter, wenn mehrere 
Arbeitgeber in ihrer Region vor-
handen sind.

Welche Wünsche und Hoff-
nungen haben Sie, was die Ent-
wicklung der Behindertenhilfe 
betrifft?

Ich wünsche mir eine Unterstüt-
zung, die an den wirklichen Be-
dürfnissen des Menschen mit 
Behinderung und seiner Familie 
orientiert ist. Am wichtigsten ist 
mir jedoch, dass Menschen mit 
Behinderung Mitarbeiter finden, 
die sie in einer achtsamen und 
partizipativen Haltung beglei-
ten und die Wünsche, das Wol-
len und die Entscheidungen des 
Menschen mit Behinderung im 
Spannungsfeld ihres fachlichen 
und gesellschaftlichen Auftrages 
respektieren.

Ver.di-Mitglieder diskutieren Forderungen zur Tarifrunde 2014

Das Aktionsbündnis „KiföG - SO 
NICHT!“ hatte im vergangenen 
Jahr 138.000 Unterschriften 
gesammelt und konnte damit 
abwenden, dass fachfremdes 
Personal zu Kita-Fachkräften 
umetikettiert werden sollten.
Im Ergebnis ist das Kinderför-
derungsgesetz (KiFöG) aber 
nahezu unverändert umgesetzt 
worden. Vor der Landtagswahl 
hatten die Grünen der CDU 
„Murks“ bei der Kita-Förderung 
vorgeworfen. Nun ist das KiföG 
im schwarz-grünen Koalitions-
vertrag vereinbart und wird in 
den Kindertagesstätten erhebli-
che Veränderungen bringen.
Zukünftig richtet sich die Lan-
desförderung nach der Anzahl 
der in den Einrichtungen be-
treuten Kinder zum Stichtag 
1. März. Insgesamt werden 
die Fördermittel pauschaliert 
vergeben, je nach Alter, Betreu-
ungsumfang und besonderem 
Förderbedarf.
Fachverbände und Gewerk-
schaften kritisierten das Vorha-
ben als Spargesetz, das in der 
Kinderbetreuung falsche Anrei-
ze setze. Große Einrichtungen 
mit voll ausgelasteten Gruppen 
und mittleren Öffnungszeiten 
können die Pauschalen maxi-
mal nutzen. Kleine Gruppen 
oder Einrichtungen und Kinder 
mit Behinderung werden ver-
mutlich finanzielle Nachteile 
haben. 
Die Pauschale pro tatsächlich 
aufgenommenem Kind kann 
auch dazu führen, dass es mehr 
Teilzeitarbeit und mehr befris-
tete Arbeitsverhältnisse geben 
wird. 
Im Koalitionsvertrag wurde eine 
Evaluierung des Gesetzes für 
Mitte 2014 vereinbart.

uts

Hessisches KiFöG 
zum 1.1.2014 in Kraft 
getreten


